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1 Einführung 
Mit der Grundsteuer wird das Eigentum an Grundstü-
cken besteuert. Die Finanzämter stellen nach den Vor-
gaben des Bewertungsgesetzes den Einheitswert eines 
Grundstücks fest. Der Einheitswert ist die Grundlage für 
die Festsetzung des Grundsteuer-Messbetrags. Die 
Gemeinden setzen sodann mittels eines individuellen 
Hebesatzes die Grundsteuer fest, die vom Eigentümer 
zu zahlen ist. Bei vermieteten Grundstücken wird die 
Grundsteuer regelmäßig vertraglich mit den Nebenkos-
ten zur Miete auf den Mieter umgelegt. Gut 13 Mrd. € 
beträgt das Grundsteueraufkommen derzeit jährlich. 
Das ist gut doppelt so viel wie das Aufkommen aus 
Erbschaft- und Schenkungsteuer. Aufgrund der Kas-
senlage bei den Kommunen steigt diese Abgabe lau-
fend, denn es handelt sich um eine wichtige Einnahme-
quelle für Städte und Gemeinden. 

Da die Grundsteuer letztlich aus den Erträgen eines 
Grundstücks finanziert werden muss, ist im Grundsteu-
ergesetz (GrStG) eine Ermäßigung bis hin zu einem 
vollständigen Erlass der Grundsteuer bei Mietminde-
rungen oder Mietausfällen festgelegt (§ 33 GrStG). 

Haben Sie als Hauseigentümer beispielsweise leerste-
hende Wohnungen oder geringe bzw. gar insgesamt 
ausbleibende Mieten zu beklagen, können Sie die 
Grundsteuer im Nachhinein deutlich reduzieren. Dazu 
müssen Sie bis jeweils Ende März des Folgejahres 
einen formlosen Antrag auf Grundsteuererlass bei 
der zuständigen Gemeinde oder – in Berlin, Bremen 
und Hamburg – beim Finanzamt stellen. Um den Ter-
min einzuhalten, reicht erst einmal die Vorlage des An-
tragsschreibens. Die Begründungen und Nachweise für 
ausbleibende Mieterträge können nachgereicht werden. 
Dabei dürfen die Behörden nicht entgegenwirken, denn 
der Steuererlass ist nicht von Ermessen oder Nachsicht 
der Gemeinde abhängig, sondern in § 33 GrStG festge-
schrieben. 

Dieses Merkblatt informiert Sie über die Möglichkeiten 
der Steuerrückzahlung, von der sowohl Hausbesitzer 
als auch Mieter profitieren können. 

2 Wann kommt ein Erlass in 
Frage? 

Ein Erlass der Grundsteuer kommt nach der Rechtspre-
chung auch bei strukturell bedingter Ertragsminde-
rung von gewisser Dauer in Betracht. Diese ist gege-
ben, wenn der Immobilieneigentümer als Vermieter die 
Minderung des Nettoertrags nicht zu vertreten hat, weil 
er die Räumlichkeiten bei Leerstand innerhalb einer 
marktüblichen Preisspanne anbietet. 

Eigentlich sollten die Einheitswerte für Immobilien alle 
sechs Jahre aktualisiert werden. Damit würde der 
Strukturwandel durch Anpassung der Einheitswerte an 
die tatsächlichen Gegebenheiten permanent abgebildet 

und müsste nicht über einen Steuererlass berücksich-
tigt werden. Da diese Wertfortschreibung aber seit 1964 
ausbleibt, ist ein allgemeiner Mietschwund nur über ei-
ne nachträgliche Erstattung der Grundsteuer korrigier-
bar. 

Hinweis 

Gemeinden lehnen den Erlass in der Praxis gern mit der 

Begründung ab, der Hausbesitzer hätte keine Mieten unter 

Marktniveau angeboten und den Leerstand damit verschul-

det in Kauf genommen. Diese Bedingung verlangen weder 

Rechtsprechung noch Gesetzgebung. Daher reicht es aus, 

wenn Sie sich während der Leerstandzeiten intensiv um 

neue Mieter bemühen und dies durch Inserate oder das 

Einschalten eines Maklers belegen können. Selbst bei ei-

nem Überangebot auf dem betroffenen Marktsegment 

müssen Sie nicht unterhalb der Mietpreisspanne vermieten. 

Ausreichend ist eine Miete innerhalb der marktgerechten 

Spanne. 

Für ein Verschulden ist es auch nicht entscheidend, ob und 

wie lange bei neuen Mietobjekten mit Anlaufschwierigkeiten 

zu rechnen ist (Vermieterrisiko). Diese Bedingung ist nur 

hinsichtlich des Unternehmerrisikos zu beachten, also bei 

eigengewerblich genutzten Grundstücken. 

Es gibt keine Unterschiede zwischen typischen und un-
gewöhnlichen, strukturell und nicht strukturell beding-
ten, vorübergehenden und dauerhaften Ertragseinbu-
ßen. Entscheidend ist nur, dass es zu einer Einnah-
menminderung im Vergleich zur üblichen Miete kommt. 
Als Anlass für einen Steuererlass gilt somit auch ein 

 allgemeiner Mietverfall, 

 Überangebot an Wohnungen oder 

 schleichender Bevölkerungsrückgang in der Region. 

Diese Punkte treffen auf viele strukturschwache Gebie-
te zu. 

Neben dem zuvor beschriebenen teilweisen Grund-
steuererlass kann die Grundsteuer auch vollständig 
erlassen werden. Und zwar bei Grundbesitz, dessen 
Erhaltung wegen seiner Bedeutung für Kunst, Ge-
schichte, Wissenschaft oder Naturschutz im öffentlichen 
Interesse liegt. Aber auch dann müssen die Einnahmen 
und die sonstigen Vorteile in der Regel unter den jährli-
chen Kosten liegen. Handelt es sich um Park- und Gar-
tenanlagen von geschichtlichem Wert, gilt der komplette 
Erlass zudem nur, wenn diese Anlagen der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht werden. 

3 Welche gesetzlichen 
Einschränkungen gibt es? 

Die Ertragsminderung muss mindestens 50,1 % be-
tragen. Dann erfolgt ein Erlass um ein Viertel der erho-
benen Grundsteuer. 
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Die Hälfte der gezahlten Abgabe wird erstattet, wenn 
der Ertrag für das gesamte Jahr ausgefallen ist, etwa 
weil die Wohnung komplett leer stand, der Mieter nicht 
zahlte oder die Räume wegen Unwetters oder anderer 
Vorfälle nicht nutzbar waren. 

Beispiel 1 

In einem vermieteten Zweifamilienhaus steht die Wohnung 

im Parterre im gesamten Jahr leer; die Wohnung im Ober-

geschoss kann nur zu 70 % des Marktniveaus von 1.000 €, 

also für monatlich 700 € vermietet werden. Für das Haus 

muss in diesem Jahr insgesamt 1.200 € Grundsteuer be-

zahlt werden. 

normaler Ertrag im Jahr (1.000 € · 2 · 12) 24.000 € 

tatsächlicher Ertrag (700 € · 12) 8.400 € 

Ertragsanteil (8.400 € / 24.000 €) 35 % 

Ertragsminderung 65 % 

Da die Ertragsminderung mehr als 50 % beträgt, wird die 

Grundsteuer zu 25 % erlassen. 

gezahlte Grundsteuer 1.200 € 

Grundsteuererlass (1.200 € · 25 %) 300 € 

Beispiel 2 

Das Zweifamilienhaus stand im gesamten Jahr leer. 

Ertragsminderung 100 % 

Da die Erträge vollständig entfallen, wird die Grundsteuer 

zu 50 % erlassen. 

gezahlte Grundsteuer 1.200 € 

Grundsteuererlass (1.200 € · 50 %) 600 € 

Beispiel 3 

Das Zweifamilienhaus war bis Mai marktgerecht vermietet 

und stand ab Juni wegen Hochwasser und anschließender 

Trockenlegung bis zum Jahresende leer. 

normaler Ertrag im Jahr (1.000 € · 2 · 12) 24.000 € 

tatsächlicher Ertrag (1.000 € · 2 · 5) 10.000 € 

Ertragsanteil (10.000 € / 24.000 €) rd. 42 % 

Ertragsminderung rd. 58 % 

Da die Ertragsminderung mehr als 50 % beträgt, wird die 

Grundsteuer zu 25 % erlassen. 

gezahlte Grundsteuer  1.200 € 

Grundsteuererlass (1.200 € · 25 %) 300 € 

4 Wie wird die Minderung 
ermittelt? 

Für bebaute Grundstücke ermittelt sich die Ertragsmin-
derung generell aus dem Unterschiedsbetrag zwi-
schen 

 der nach den Verhältnissen am 01. Januar eines 
Jahres geschätzten üblichen Jahresrohmiete 
und 

 der tatsächlich erzielten Jahresrohmiete. 

Somit ist nicht relevant, welcher Mietpreis zu Beginn 
des Jahres erzielt wird bzw. ob zu diesem Stichtag 
überhaupt vermietet wird. Was zählt, ist die Prognose 
für den Erlasszeitraum. 

Die übliche Jahresrohmiete wird in Anlehnung an Woh-
nungen gleicher oder ähnlicher Art, Lage und Ausstat-
tung geschätzt. Es handelt sich um eine Bruttokaltmiete 
einschließlich der sogenannten kalten Betriebskosten 
wie Umlagen und sonstigen Leistungen des Mieters 
(Kosten für Wasserverbrauch, Treppen- und Flurbe-
leuchtung, Entwässerung und Gebührenbelastungen). 
Nicht zur Jahresrohmiete gehören dagegen die Kosten 
des Betriebs der zentralen Heizungs-, Warmwasserver-
sorgungs- und Brennstoffversorgungsanlagen. 

Als Anhaltspunkt bei leerstehenden Mietwohnungen 
kann der aktuelle Mietspiegel und bei Gewerbeimmobi-
lien die regionale Gewerbemietenübersicht dienen. 
Liegt beides nicht vor und handelt es sich um eine zu-
mindest teilweise an mehrere Nutzer vermietete Immo-
bilie, kann der Eigentümer davon ausgehen, dass die 
tatsächlich gezahlte Miete die ortsübliche Miete wider-
spiegelt, wenn sie nicht offensichtlich vom ortsüblichen 
Preis abweicht oder sich nur auf einen Mieter bezieht. 

Hinweis 

Für den Anspruch auf Erlass der Grundsteuer kommt es 

nicht auf Ihre persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnis-

se als Grundstückseigentümer an. Maßgebend ist allein die 

Tatsache, dass sich Ihre Immobilienerträge im Jahr ver-

mindert haben. 

5 Welche formalen Bedingungen 
müssen erfüllt sein? 

Das gesetzliche Angebot eines Grundsteuererlasses 
können Hausbesitzer in Anspruch nehmen, die bis zum 
31. März des Folgejahres einen formlosen Antrag 
auf Erlass für das abgelaufene Jahr bei der Gemein-
de bzw. in den Stadtstaaten beim Finanzamt stellen. 
Nach Ablauf dieser Ausschlussfrist werden Ansprüche 
nicht mehr akzeptiert, selbst wenn sie materiell-rechtlich 
berechtigt sind. 

Hinweis 

Der Antrag auf Grundsteuererlass für 2016 ist also unbe-

dingt bis zum 31. März 2017 zu stellen. 

Haben Sie die Frist versäumt, wird Ihnen auf Antrag 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt, wenn 
Sie ohne Ihr Verschulden verhindert waren, die Frist 
einzuhalten. Geht der Grundsteuerbescheid für das ent-
sprechende Jahr nicht rechtzeitig bei Ihnen ein oder 
wird die Jahressteuer durch Änderungsbescheid her-
aufgesetzt, endet der Antragszeitraum erst mit der 
Rechtsbehelfsfrist für den Grundsteuer- oder Ände-
rungsbescheid. 
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Um den Termin Ende März einzuhalten, reicht erst ein-
mal die Vorlage des Antragsschreibens. Begründun-
gen und Nachweise für ausbleibende Mieterträge kön-
nen nachgereicht werden. 

Hinweis 

Damit die Belegsuche reibungslos und ohne Zeitdruck funk-

tioniert, sollten Sie die relevanten Unterlagen gleich ab dem 

jeweiligen Jahresbeginn vorsortieren, auch wenn dann 

noch 15 Monate Zeit für den Antrag bleiben. 

Nach § 33 GrStG ist die bezahlte Abgabe nachträglich 
(teilweise) zu erlassen, wenn sich der normale Roher-
trag bei bebauten Grundstücken gemindert hat. Dann 
reduziert sich die Steuer und wird anteilig erstattet. 

Rückerstattungen gibt es allerdings nur, wenn Sie als 
Vermieter kein Eigenverschulden an der geminderten 
Einnahmesituation haben. Sie haben die Minderung 
grundsätzlich nicht zu vertreten, wenn die Umstände, 
die zur Minderung führten, zwingend von außen in die 
Ertragslage eingegriffen haben und Sie keinen Einfluss 
auf diese hatten. 

Dagegen müssen Sie für Umstände einstehen, die Sie 
selbst aufgrund freier Willensentschließung herbeige-
führt oder nicht beseitigt haben, obwohl es Ihnen mög-
lich gewesen wäre. So zählen Leerstandzeiten wegen 
Renovierung oder Modernisierung nicht, da Sie diese 
Umstände als Eigentümer selbst herbeigeführt haben. 

Eigenes Verschulden liegt unter anderem vor, wenn 

 der Eigentümer für seine Wohnungen „Mondpreise“ 
verlangt, die keiner zu zahlen bereit ist, 

 der Eigentümer sich nicht dauerhaft und intensiv um 
eine Vermietung bemüht und keine angemessene 
Verwertung des Objekts anstrebt, 

 das Objekt am Immobilienmarkt nachhaltig nicht zur 
Verfügung steht, etwa weil es aufgrund von langwie-
rigen Bauarbeiten nicht vermietbar ist, 

 der Ertragsausfall auf unterlassenen Renovierungs-
arbeiten beruht, 

 ein eigentlich nicht erforderlicher Umbau vorgenom-
men wird, um überhaupt Mieter zu finden, oder 

 das Objekt von vornherein nur für eine zeitweise 
Vermietung gedacht ist (z.B. Ferienwohnungen). 

Hinweis 

Ein Erlassgrund liegt nicht vor, wenn die Ertragsminderung 

auf Umständen beruht, die für den Erlasszeitraum durch ei-

ne Fortschreibung des Einheitswerts berücksichtigt werden 

können. Das gilt auch, wenn Sie es als Immobilieneigentü-

mer versäumt haben, den Fortschreibungsantrag rechtzei-

tig zu stellen (§ 33 Abs. 5 GrStG). 
 

Beispiel 

Im Juni 2016 hat ein Brand das Nebengebäude eines Miet-

wohngrundstücks komplett zerstört. Die Wertminderung 

des Grundstücks kann durch Fortschreibung des Einheits-

werts auf den 01. Januar 2017 berücksichtigt werden. Für 

den Zeitraum 2016 kann dann ein Erlass der Grundsteuer 

in Betracht kommen, nicht jedoch für das Jahr 2017. 

Bemüht sich der Vermieter bei herkömmlichen Mietob-
jekten während der Leerstandzeiten intensiv um neue 
Mieter, liegen damit Gründe für den rückwirkenden 
Steuererlass vor. Ein nachhaltiges Bemühen wird in 
der Praxis dann angenommen, wenn 

 ein Makler beauftragt wird, 

 Zeitungsanzeigen geschaltet werden oder 

 das Angebot im Internet erscheint. 

Es spielt keine Rolle, wenn sich der Eigentümer beim 
Neu- oder Umbau verkalkuliert hat und erfolglos höhere 
Mieten verlangt oder dann erst mit Verzögerung oder 
deutlichen Preisnachlässen Mieter findet. 

Führen besondere Ereignisse wie etwa Hochwasser, 
Blitzeinschlag oder Brand zu Mietausfällen, werden 
diese als Erlassgrund akzeptiert. 

Bei vermieteten Wohnimmobilien steht die Erstattung 
der Grundsteuer den Mietern zu, wenn sie diese als 
Nebenkosten getragen haben. Denn die Grundsteuer 
stellt dann ja keine Belastung für den Grundstücksei-
gentümer dar. Das ist bei zu Wohnzwecken vermieteten 
Immobilien regelmäßig der Fall. 

Hinweis 

Da Mieter einen Anspruch auf geringstmögliche Nebenkos-

ten haben, sind Hausbesitzer sogar verpflichtet, einen An-

trag auf Grundsteuererlass zu stellen. 

Bei zu Gewerbezwecken vermieteten Immobilien 
hängt die Umlagefähigkeit der Grundsteuer von den in-
dividuellen vertraglichen Vereinbarungen ab. Die Be-
rücksichtigung der Erstattung erfolgt dann mit der Jah-
resendabrechnung über die Umlage. 

Hinweis 

Keine Möglichkeit zum Grundsteuererlass haben Selbst-

nutzer von Immobilien, selbst wenn sich die Wohnqualität 

durch leer stehende Wohnungen und Häuser oder sozial 

schwache Mieter in der Umgebung drastisch verschlech-

tert. 

6 Welche Besonderheiten gibt es 
bei Gewerbeimmobilien? 

Bei eigengewerblich genutzten bebauten Grundstü-
cken gilt als Minderung des normalen Rohertrags die 
Minderung der Ausnutzung des Grundstücks. Wird nur 
ein Teil des Grundstücks eigengewerblich genutzt, ist 
die Ertragsminderung nur für diesen Teil nach den Son-
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derregeln für eigengewerblich genutzte Grundstücke zu 
behandeln; für den übrigen Teil gelten die Grundsätze 
für Mietimmobilien (siehe vorherige Punkte). 

Bei eigengewerblich genutzten bebauten Grundstücken 
hat der Unternehmer eine Minderung der Ausnutzung 
nicht zu vertreten, wenn für ihn keine Möglichkeit be-
stand, auf die Ursachen in zumutbarer Weise Einfluss 
zu nehmen. Zu diesen Ursachen können auch struktu-
relle und konjunkturelle Entwicklungen gehören, die 
ihn zwingen, den bisher auf dem Grundstück unterhal-
tenen Betrieb stillzulegen oder einzuschränken. Dage-
gen fällt eine Minderung der Ausnutzung zum Beispiel 
bei Neugründungen oder Kapazitätsausweitungen in 
der Regel in den Bereich des Unternehmerrisikos. 

Bei privaten Hausbesitzern kommt es nicht auf die wirt-
schaftlichen und persönlichen Verhältnisse an. Bei ei-
gengewerblich genutzten bebauten Grundstücken ist 
jedoch weitere Voraussetzung für den Erlass, dass die 
Einziehung der Steuer nach den wirtschaftlichen Ver-
hältnissen des Betriebs unbillig wäre. Dabei wird auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse während des Kalen-
derjahres abgestellt, für das der Erlass beantragt wird. 
Zu den wirtschaftlichen Verhältnissen gehört insbeson-
dere das Betriebsergebnis. Bei dessen Beurteilung ge-
hen die Grundsteuerämter von dem für die Einkommen- 
oder Körperschaftsteuer maßgebenden Gewinn oder 
Verlust aus. Ist das Betriebsergebnis negativ und auch 
die Entrichtung der Grundsteuer aus dem Vermögen 
oder durch Kreditaufnahme nicht zumutbar, so wäre die 
Erhebung der Grundsteuer unbillig und ein Erlass daher 
möglich. 

7 Ist die Grundsteuer 
verfassungswidrig? 

Der Ansatz von Einheitswerten für das Grundver-
mögen ist seit 2007 verfassungsrechtlich höchst zwei-
felhaft. So hatte der Bundesfinanzhof in zwei Urteilen 
(II R 60/08 und II R 12/09) entschieden und eine allge-
meine Neubewertung für Zwecke der Grundsteuer an-
geregt. Die Beanstandungen resultieren daraus, dass 
derzeit für die Bemessungsgrundlage bei der Kommu-
nalabgabe immer noch an den Wertverhältnissen von 
1964 festgehalten wird. Das jahrzehntelange Unterlas-
sen einer flächendeckenden Grundstücksneubewertung 
führt zwangsläufig zu verfassungsrechtlich nicht mehr 
hinnehmbaren Defiziten, so die Richter. 

Hinweis 

Noch gravierender ist es in den neuen Bundesländern, wo 

noch die Wertverhältnisse aus dem Jahr 1935 maßgebend 

sind. 

Als Grundlage für die Bemessung der Grundsteuer be-
darf es daher einer realitätsgerechten Bewertung. 

Zwar sind für die Bemessung der Grundsteuer nicht nur 
die Einheitswerte, sondern auch die Hebesätze der Ge-
meinden maßgebend. Allerdings können sich die Wert-
verhältnisse auch innerhalb eines Gemeindegebiets 
deutlich unterschiedlich entwickeln, was im Einheitswert 
nicht berücksichtigt wird. Für neue Gebäude ist bei-
spielsweise ein Vergleich mit den Herstellungskosten 
von vor über 50 Jahren nicht möglich. 

Auch die Defizite beim Gesetzesvollzug sind verfas-
sungsrechtlich nicht mehr hinnehmbar. Nur in regelmä-
ßigen Abständen erfolgende Neubewertungen stellen 
sicher, dass Änderungen durchgehend erfasst werden. 

Hinweis 

Bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG) über die Verfassungsmäßigkeit der Einheitsbe-

wertung (Az. 1 BvL 11/14) ruhen Einsprüche gegen den 

Einheitswert oder den Grundsteuermessbescheid. 

Bis zur endgültigen Entscheidung aus Karlsruhe müs-
sen Sie die Grundsteuer weiterhin in der festgesetzten 
Höhe bezahlen. Die Finanzämter gewähren keine Aus-
setzung der Vollziehung der angefochtenen Bescheide. 
Die Finanzverwaltung hat in einem gemeinsamen Er-
lass aller Finanzbehörden der Länder vom 18.05.2015 
festgelegt, dass bis zur Klärung der Frage durch das 
BVerfG alle Einheitswertfeststellungen und Festsetzun-
gen von Grundsteuermessbeträgen vorläufig erfolgen 
sollen. 

Hinweis 

Anträge auf Aufhebung des Einheitswertbescheids oder 

Einspruch gegen den Grundsteuerbescheid sind somit nicht 

erforderlich. 

 

Wir stehen Ihnen gerne für weitere Fragen zur Verfügung. 

Rechtsstand: Februar 2017 

Alle Informationen und Angaben in diesem Mandanten-

Merkblatt haben wir nach bestem Wissen zusammengestellt. 

Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Diese Information kann eine 

individuelle Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. 

 


